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Begründung zur 3. (vereinfachten) Änderung des Bebauungsplanes SÜ 3 „Bücker“ 

 

 

Ortsteil: Südkirchen 

Plangebiet: Teilbereich nördlich Capeller Straße (K 6) / östlich Waldweg 
 

 

Verfahrensstand:  Satzung 
 

1 Anlass und Rechtfertigung der Änderungsplanung 

Der Planungsanlass ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung 

einer mobilen Brech- und Siebanlage innerhalb des Geländes eines Betriebes für den Handel, die 

Logistik und die Entsorgung von verschiedensten Schütt- und Silogütern. 

 

Die Brech- und Siebanlage ist grundsätzlich innerhalb eines festgesetzten Industriegebietes nach 

§ 9 BauNVO als Gewerbebetrieb aller Art allgemein zulässig. Der Bebauungsplan „Bücker“ setzt für 

das in Rede stehende Gebiet ein solches Industriegebiet fest. Auf der Grundlage des Abstandser-

lasses NRW in der Fassung von 1990 ist flankierend geregelt, dass Betriebe, Betriebsteile und An-

lagen, die in der Abstandsliste des Abstandserlasses NRW den Abstandsklassen I–IV zugeordnet 

sind, innerhalb des Industriegebietes unzulässig sind. Eine Bestimmung der ausnahmsweisen Zu-

lassungsfähigkeit von Betrieben, Betriebsteilen und Anlagen ist in den Festsetzungen nicht berück-

sichtigt. 

Die Regelungen auf der Grundlage des Abstandserlasses NRW und der darin enthaltenen Ab-

standsklassen mit ihren Vorsorgeabständen zwischen gewerblich genutzten Gebieten und Wohn-

gebieten wurden vorgenommen, um die Zulässigkeit von Betrieben und Anlagen auf solche mit 

einem Immissionsgrad entsprechend der Zugehörigkeit zu den Abstandsklassen des Abstandser-

lasses NRW zu beschränken bzw. diese auszuschließen. 

 

Die in der Abstandsliste aufgeführten Abstände sind zur Anwendung bei raumbedeutsamen Pla-

nungen und Maßnahmen i. S. v. § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in Bauleitplan-

verfahren bestimmt. Sie gelten nicht in Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 

Die in Rede stehende Brech- und Siloanlage ist in dem zurzeit gültigen Abstandserlass annähe-

rungsweise den folgenden Abstandsklassen zuzuordnen 

 

Lfd. Nr. Bezeichnung Nr. nach 4. BImSchV Abstandsklasse Abstand 

73 

Offene Anlagen zur zeitweiligen Lagerung von Abfällen mit 

einer Aufnahmekapazität von 10 Tonnen oder mehr je Tag 

oder einer Gesamtlagerkapazität von 100 Tonnen oder 

mehr 

8.11.2.4 IV 500 m 

132 

Anlagen zur sonstigen Behandlung von Abfällen mit einer 

Durchsatzleistung von 1 Tonne oder mehr je Tag 

8.12.2 V 300 m 
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Die annäherungsweise Zuordnung ist erforderlich, da der Abstandserlass nicht alle Betriebsfor-

men und Anlagen berücksichtigt, sehr wohl aber mit der Abstandsliste eine typisierende Betrach-

tungsweise von Betrieben und Anlagen einhergeht, die eine Zuordnung von Betrieben/Anlagen mit 

vergleichbaren Abstandserfordernissen in eine oder mehrere Klassen zulässt. 

 

Die Anlage zur Lagerung von nicht gefährlichen Abfällen mit einer Gesamtlagerkapazität von 

100 Tonnen oder mehr ist mit ihrem Abstandserfordernis nach der Abstandklasse IV somit in dem 

Plangebiet zurzeit nicht zulässig. Der Bebauungsplan ist daher entsprechend zu ändern. 

 

Mit Blick auf die gemäß § 1 (6) Nr. 8a BauGB im Rahmen der Bauleitplanung zu berücksichtigenden 

Belange der Wirtschaft ist die Gemeinde Nordkirchen bestrebt, die Entwicklung ansässiger Be-

triebe zu unterstützen. Der Betrieb ist ein Arbeitgeber in der Gemeinde und der Region. Zudem 

stehen einzelne Zulieferer aus der Region in Abhängigkeit von dem Betrieb. Ein Versagen der Ent-

wicklung des vorhandenen Standortes wäre aufgrund der an dem Standort bestehenden betrieb-

lichen Abhängigkeiten gleichbedeutend mit einer Reduzierung der betrieblichen Aktivitäten und 

hätte Konsequenzen für das Arbeitsplatzangebot. Der Gemeinde Nordkirchen ist daher sehr daran 

gelegen, den gewachsenen Standort des eingesessenen Gewerbebetriebes zu erhalten und die-

sem Betrieb dort eine mit der baulichen Umgebung verträgliche Entwicklungsperspektive zu ge-

ben.  

Die Gemeinde Nordkirchen macht mit dieser Bauleitplanung von der Möglichkeit Gebrauch, vor-

handene und konkrete Projekt-/Bauwünsche, die mit dem bestehenden Baurecht nicht vereinbar 

sind, zum Anlass zu nehmen, durch ihre Bauleitplanung entsprechendes Baurecht zu schaffen. 

Dies liegt im zulässigen Spektrum des planerischen Gestaltungsraumes der Kommune, sodass bei 

einer positiven Reaktion auf bestimmte Ansiedlungs-/Entwicklungswünsche der darauf bezogenen 

Planung nicht etwa von vornherein die städtebauliche Rechtfertigung fehlt (hier: Sicherung und 

Entwicklung eines Gewerbestandortes im Gemeindegebiet). 

Entscheidend für die Frage der Beachtung der Erfordernisse des § 1 (3) BauGB ist allein, ob die 

jeweilige Planung – mag sie nun mittels eines Antrages von privater Seite initiiert worden sein oder 

nicht – in ihrer konkreten Ausgestaltung darauf ausgerichtet ist, den betroffenen Raum sinnvoll 

städtebaulich zu ordnen. 

Dies ist hier der Fall, da der vorhandene Betriebsstandort nunmehr die Möglichkeit erhalten soll, 

eine für den Betrieb erforderliche Anlage errichten zu können. 

2 Verfahren und Bestandteile der Änderung des Bebauungsplanes 

Das Änderungsverfahren wird als vereinfachtes Verfahren gemäß § 13 BauGB durchgeführt, da mit 

dem textlichen Änderungsinhalt die Grundzüge des Bauleitplanes nicht berührt werden (siehe 

hierzu Kapitel 5 Bestandteile und Inhalt der 3. (vereinfachten) Änderung des Bebauungsplanes). 

 

Bestehende zeichnerische Festsetzungen sind von der Änderung nicht betroffen. 

 

Mit der Änderungsplanung wird nicht erstmals 

− eine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträg-

lichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder 

nach Landesrecht unterliegen, vorbereitet oder begründet. 
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Aufgrund der bestehenden Zulässigkeit bzw. Festsetzung zur zulässigen Art der baulichen Nutzung 

bestehen im Zusammenhang mit dem Inhalt der Änderungsplanung (ausnahmsweise Zulassungs-

fähigkeit von Betrieben und Anlagen der Abstandsklasse IV des Abstandserlasses NRW) keine An-

haltspunkte 

− für eine Beeinträchtigung der in § 1 (6) Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter, 

− dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkun-

gen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu 

beachten sind. 

Die interne Unbeachtlichkeitsklausel des § 214 (1) Satz 1 Nr. 2 BauGB ist anzuwenden, wenn die 

Gemeinde das vereinfachte Verfahren (§ 13 BauGB) angewandt und verkannt hat, dass die Ände-

rung die Grundzüge der Planung berührt. Indizien hierfür bestehen aufgrund des Vorgesagten 

nicht. 

3 Räumlicher Geltungsbereich der Änderung des Bebauungsplanes 

Der rd. 1,99 ha große räumliche Geltungsbereich der 3. (vereinfachten) Änderung des Bebauungs-

planes SÜ 3 „Bücker“ liegt innerhalb der Gemarkung Südkirchen, Flur 15 und umfasst die Flurstü-

cke 24, 25, 26, 27, 28, 29, 30, 31, 57, 67 tlw. und 68 und bildet somit den gesamten Geltungsbereich 

des Bebauungsplanes SÜ 3 „Bücker“ ab. 

 

 
Abbildung 1: Lage des Plangebietes auf dem Luftbild, o. M.  
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4 Situationsbeschreibung 

Das Änderungsgebiet hat eine Größe von etwa 1,99 ha und befindet sich in der Gemeinde Nord-

kirchen, nordöstlich des Siedlungsbereiches des Ortsteiles Südkirchen an der Gabelung von Capel-

ler Straße und Waldweg. Die umliegenden Flächen werden landwirtschaftlich genutzt. 

 

Das Änderungsgebiet befindet sich in Besitz der Bücker GmbH & Co. KG, welche diese Fläche durch 

ihr Tochterunternehmen, die Bücker Logistik GmbH, zu Zwecken des Handels, der Logistik und 

Entsorgung von Schütt- und Silogütern bewirtschaften lässt.  

 

Die Zufahrt des Areals liegt im Nordwesten. Auf dem Gelände finden sich bauliche Anlagen im 

Südwesten, darunter zwei Lagerhallen, ein Bürogebäude und ein betriebsbezogenes Wohnge-

bäude. Neben den baulichen Anlagen besteht das Gelände zu großen Teilen aus Lagerplätzen, auf 

welchen verschiedene Baustoffe aufgeschüttet sind. Im südlichen Bereich finden sich außerdem 

ein oberirdischer Kraftstofftank und eine Waage. 

 

Der Bodenbelag des Geländes gliedert sich in drei Bereiche. Der größte Teil im Westen und Süden 

ist von Pflaster bedeckt. Diese Flächen dienen als Lagerplätze für Baustoffe und Schüttgüter wie 

Sand, Kies und Schotter und werden zudem in Teilen als Stellplätze für Kraftfahrzeuge genutzt. Im 

nördlichen Bereich ist der Boden mit Beton bedeckt. Dort befinden sich auf großen Lagerplätzen 

belastete Böden, wo diese wieder aufbereitet und gesiebt werden. Angrenzend daran liegen La-

gerflächen, auf welchen Boden, Steine, Gleisschotter, Baggergut, kompostierbare Abfälle und Bitu-

men gelagert werden. Zusätzlich gibt es einzelne Bereiche auf denen Grünschnitt gelagert wird 

und welche potenziell für den Brecher / die Siebmaschine genutzt werden können. Im östlichen 

Teil des Geländes finden sich auf Lagerplätzen Flächen für unbelastete Böden, gesiebte unbelas-

tete Böden sowie im Südosten ein unbefestigter Lagerplatz für Baustoffe und Schüttgüter wie 

Sand, Kies und Schotter. 

5 Bestandteile und Inhalt der 3. (vereinfachten) Änderung des Bebauungspla-

nes 

Die Bebauungsplanänderung besteht aus der Abgrenzung des Geltungsbereiches mit der Darstel-

lung des Änderungsinhaltes: 

− Änderung/Ergänzung der textlichen Festsetzung zur Zulässigkeit der Art der baulichen 

Nutzung. 

Diese Begründung ist gemäß § 9 (8) BauGB beigefügt 

 

Die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen außerhalb des untenstehenden Ände-

rungsinhaltes bleiben in dem Geltungsbereich vollumfänglich erhalten. 

Die grundsätzliche Festsetzung des Baugebietstyps „Industriegebiet“ nach § 9 BauNVO wird 

nicht verändert. 

Die Festsetzungen zum zulässigen Maß der baulichen Nutzung werden nicht geändert. 

 

Inhalt der Änderung (textlich) ist ausschließlich folgende Ergänzung bzw. Neufassung: 
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Zur Ermittlung des Abstandes führt der Abstandserlass NRW unter Nummer 2.2.2.3 aus: 

Der Abstand ist zu messen an der geringsten Entfernung zwischen der Umrisslinie der emittierenden Anlage 

und der Begrenzungslinie von Wohngebieten. Unter Umrisslinie ist die Linie im Grundriss (Vertikalprojektion) 

der Anlage zu verstehen, die ringsum die Emissionsquellen (z. B. Schornsteine, Auslässe, Tankfelder, Klärbe-

cken, schallabstrahlende Wände oder Öffnungen) umfasst. Bei mehreren Anlagen auf einem Werksgelände 

ist für die Bemessung des notwendigen Abstandes regelmäßig die Anlagenart mit dem größten erforderli-

chen Abstand gemäß Abstandsliste maßgebend. Geringfügige Unterschreitungen der Abstände sind akzep-

tabel. 

Zur Anwendung der Abstandsliste im Bebauungsplanverfahren führt der Abstandserlass NRW u. a. 

unter den Nummern 2.4.1.1 und 2.4.1.3 aus: 

Ausnahmemöglichkeiten nach § 31 (1) BauGB 

[…] Durch besondere technische Maßnahmen oder durch Betriebsbeschränkungen – insbesondere Verzicht 

auf Nachtarbeit – können im Einzelfall die Emissionen einer später zu bauenden Anlage so weit begrenzt 

oder die Ableitbedingungen so gestaltet werden, dass schädliche Umwelteinwirkungen in den schutzbedürfti-

gen Gebieten vermieden werden. Das Vorliegen dieser Voraussetzung kann anhand der im Einzelfall vorzu-

legenden genauen Antragsunterlagen schlüssig geprüft werden. 
 

2.4.1.3 Festsetzung von Industrie- oder Gewerbegebieten, deren Nutzung in Einzelheiten bekannt ist 

[…] Reicht der in der Planung vorgegebene Abstand nicht aus, so kann unter Zugrundelegung der notwendi-

gen Einzelinformationen (z. B. Emissionskataster, Quellenkonfiguration) durch ein Einzelgutachten – unbe-

schadet des späteren Immissionsschutz – oder baurechtlichen Genehmigungsverfahrens – geprüft werden, 

ob der vorgesehene Abstand gleichwohl ausreichen wird […] 

Die Einzelfallprüfung, ob die betriebs-/anlagenbedingten Emissionen durch technische oder orga-

nisatorische Maßnahmen nachweislich auf den zulässigen Störgrad der Abstandsklasse V (300 m 

Abstand) reduziert werden können, sind im Anlagengenehmigungsverfahren, dem Bauleitplanver-

fahren nachfolgend, zu erbringen. Die Entscheidung bzgl. der Zulässigkeit von Betrieben, 

Bestehende Festsetzung: 

2.1 Gliederung nach Abstandserlass  

(gem. § 9 Absatz 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Nr. 4 BauNVO) 

Das Industriegebiet wird nach Art der Betriebe und Anlagen und deren besonderen Be-

dürfnissen und Eigenschaften gegliedert und eingeschränkt. Unzulässig sind Betriebe und 

Anlagen der Abstandsklassen I – IV, Nr. 1-78 des Abstandserlasses. Der Abstandserlass mit 

der Abstandsliste ist als Anlage Bestandteil der Begründung zum Bebauungsplan. 

Neufassung der Festsetzung: 

2.1 Abstandsklassen 

Innerhalb des Industriegebietes sind Betriebe und Anlagen der Abstandsklassen I-IV des 

Abstandserlasses NRW vom 06.06.2007 (RdErl. MUNLV NRW V-3-8804.25.1) unzulässig. 

Betriebe und Anlagen der Abstandsklasse IV können gemäß § 31 (1) BauGB ausnahms-

weise zugelassen werden, wenn deren Emissionen durch technische oder organisatori-

sche Maßnahmen nachweislich auf den zulässigen Störgrad der Abstandsklasse V (300 m 

Abstand) reduziert werden können.  

Der Nachweis ist im Baugenehmigungsverfahren zu erbringen. 
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Betriebsteilen und/oder Anlagen, die unter das Regime der Abstandsklasse IV fallen, obliegt somit 

dem Ermessen der Genehmigungsbehörde. 

 

Mit dem Urteil vom 07.12.2017 hat das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG, Urt. v. 7.12.2017 – 4 

CN 7/16) entschieden, dass gewährleistet bleiben muss, dass vom Typ her nicht erheblich belästi-

gende Gewerbebetriebe aller Art im Gewerbegebiet bzw. Industriegebiet ihren Standort finden 

können. Das bedeutet, dass es in einem nach § 1 (4) Satz 1 Nr. 2 BauNVO intern gegliederten Bau-

gebiet ein Teilgebiet ohne Emissionsbeschränkung geben muss oder, was auf dasselbe hinaus-

läuft, ein Teilgebiet, das mit Emissionskontingenten belegt ist, die jeden nach § 8 BauNVO zulässi-

gen Betrieb ermöglichen. Geschuldet ist dies dem Umstand, dass auch bei Anwendung des § 1 (4) 

BauNVO die allgemeine Zweckbestimmung der Baugebiete zu wahren ist.  

Mit seiner Einlassung zu der Entscheidung bzgl. der Gliederung von Industrie-/Gewerbegebieten 

und somit zur planinternen Gliederung schränkt das Gericht also die Möglichkeit der Kommune 

erheblich ein, gleichwohl bietet es mit dem Verweis auf die planexterne Gliederung einen Ausweg. 

Das heißt, wenn es in dem zu betrachtenden Plangebiet aufgrund der planinternen Gliederung 

keine Aussicht auf ein „unbeschränktes“ Gewerbe(teil-)gebiet gibt, muss die Gemeinde lediglich 

über ein anderes, nicht beschränktes Gewerbegebiet verfügen und im betreffenden Bebauungs-

plan auf das „unbeschränkte“ Gebiet und den Willen zur planexternen Gliederung verweisen. Das 

andere Gewerbegebiet muss im Gebiet derselben Kommune liegen. Das unbeschränkte Gebiet 

muss nicht durch einen Bebauungsplan festgesetzt sein, es reicht ein faktisches Gewerbegebiet. 

 

Mit der hier erfolgten Festsetzung der Abstandsklassen erfolgt für das Plangebiet und das darin 

enthaltene Industriegebiet eine vollständige Gliederung des Gebietes durch limitierte Teilflächen, 

ohne dass eine Fläche ohne Limitierung verbleibt. In dem Gebiet sind nach wie vor Betriebe und 

Anlagen der Abstandsklassen V–VII zulässig. In diesen Klassen befinden sich auch nach BImSchG 

bzw. 4. BImSchV genehmigungsfähige Betriebe und Anlagen, für die die Festsetzung eines Indust-

riegebietes weiterhin geboten ist.  

Mit der hier vorgenommen Regelung der Zulässigkeit von Betrieben und Anlagen wird das Indust-

riegebiet nicht soweit gegliedert und eingeschränkt, dass kein „normales“ Industriegebiet mehr 

verbleiben würde. 

6 Auswirkungen der Änderungsplanung auf die technische Infrastruktur, die 

verkehrliche Erschließung und die Umweltbelange 

Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 

Auswirkungen auf die technische Ver- und Entsorgungsinfrastruktur sind durch die Änderungspla-

nung nicht zu erwarten. 

 

Verkehrliche Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung des Standortes wird nicht verändert. Mit der ausschließlichen Ände-

rung der Zulässigkeit baulicher Anlagen i. V. m. dem Abstandserlass NRW wird kein Mehrverkehr 

in einem Umfang erwartet, der nicht durch die umgebenden Verkehrswege aufgenommen werden 

kann. Auswirkungen auf die Leichtigkeit und Sicherheit der Verkehrswege sind nicht zu erwarten. 

 

Umweltbelange 

Durch die 3. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes SÜ 3 (textliche Festsetzung zur Zuläs-

sigkeit baulicher Anlagen i. V. m. dem Abstandserlass NRW) werden gegenüber der bisherigen 
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Rechtslage keine zusätzlichen Eingriffe in Natur und Umwelt ermöglicht. Erhebliche nachteilige 

Auswirkungen auf den Umweltschutz einschließlich des Naturschutzes und der Landespflege sind 

daher nicht zu erwarten. Die Änderungsplanung hat keine Auswirkungen auf die Betrachtung der 

Belange des Immissionsschutzes. 

Das Änderungsgebiet befindet sich im Einwirkungsbereich der Capeller Straße (K 6). Nach § 1 (6) 

Nr. 1 BauGB sind „die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse“ zu 

berücksichtigen. Die Notwendigkeit im Bebauungsplan hierauf zu reagieren ist dann gegeben, 

wenn die angegebenen Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV überschritten sind. Mit dem Ände-

rungsgegenstand der 3. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes werden die Bedingungen 

des Immissionsortes bauplanungsrechtlich nicht verändert bzw. kein Konflikt geschaffen, der im 

Rahmen der Änderungsplanung behandelt werden müsste. 

 

Gemäß § 13 (1) Nr. 2 BauGB kann bei der Änderung des Bebauungsplanes von dem Regelverfahren 

zur Umweltprüfung abgesehen werden, da mit dem Inhalt der 3. vereinfachten Änderung der Um-

weltzustand des Änderungsgebietes, des Bebauungsplangebietes und benachbarter Gebiete nicht 

beeinflusst wird. Es wird daher auf eine Umweltprüfung mit einer Beschreibung und Bewertung 

der Umweltauswirkungen verzichtet. 

Eine Bilanzierung des Eingriffes in den Natur- und Landschaftshaushalt nach Bundesnaturschutz-

gesetz (BNatSchG) sowie das Aufzeigen eines Programmes zur Bewältigung der Eingriffsfolgen ist 

somit nicht notwendig. 

 

Im Rahmen der Bauleitplanung müssen auch die artenschutzrechtlichen Bestimmungen, insbe-

sondere die Verbote nach § 44 (1) Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), welche bei der Umset-

zung der vorliegenden Bauleitplanung ausgelöst werden können, als spezielle Artenschutzprüfung 

geprüft werden. Von einer Artenschutzprüfung wird abgesehen, da mit dem Inhalt der 3. verein-

fachten Änderung, die sich ausschließlich auf die zulässige Art der baulichen Nutzung bezieht, ar-

tenschutzrechtliche Belange nicht berührt werden. 

Bei Bauvorhaben oder Abbrüchen im Innen- oder Außenbereich dürfen bedrohte Tierarten nicht 

beeinträchtigt werden. Der Kreis Coesfeld prüft anhand der eingereichten Bauvorlagen, ob eine 

Baugenehmigung im Hinblick auf die artenschutzrechtlichen Verbote gem. § 44 (1) BNatSchG erteilt 

werden kann.  

Die bestehenden Zulässigkeitsvoraussetzungen für die Errichtung von baulichen Anlagen in dem 

Plangebiet werden durch die Inhalte der Änderungsplanung (textliche Festsetzung zur Zulässigkeit 

baulicher Anlagen i. V. m. dem Abstandserlass NRW) nicht verändert. 

 

Die Belange des Immissionsschutzes werden einzelfallbezogen durch eine gutachterliche Prog-

nose der Geräuschemissionen und -immissionen und eine gutachterliche Stellungnahme zu den 

Staubemissionen und -immissionen des Entsorgungs- und Aufbereitungsbetriebs Bücker Logistik 

GmbH im Rahmen des Anlagengenehmigungsverfahrens berücksichtigt. 

 

Die zu betrachtenden Schutzgüter werden wie folgt beurteilt: 
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Schutzgut Derzeitiger Umweltzustand Umweltzustand nach der 3. vereinfachten  

Änderung des Bebauungsplanes 

Mensch /  

Pflanzen und Tiere / 

Naturraum und Landschaft / 

Boden / Fläche / 

Gewässer / Grundwasser / 

Luft / Klima / 

Kultur- und Sachgüter 

Bebaute Fläche bereits zu 

Bau- und Erschließungszwe-

cken überplant 

 

Die Schutzgüter sind aufgrund der Änderung 

der textlichen Festsetzung zur zulässigen Art 

der baulichen Nutzung i. V. m. dem Abstands-

erlass NRW bei einer unveränderten Belas-

sung der Festsetzung zum zulässigen Maß 

der baulichen Nutzung nicht betroffen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bielefeld/Nordkirchen, April 2024 

 

Verfasser: 

 

Drees & Huesmann Stadtplaner PartGmbB  

Vennhofallee 97 

33689 Bielefeld  

Tel. 05205-7298-0; Fax -7298-22 

E-Mail: info@dhp-sennestadt.de 
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7 Anhang 

Abstände zwischen Industrie- bzw. Gewerbegebieten und Wohngebieten im Rahmen der Bauleit-

planung und sonstige für den Immissionsschutz bedeutsame Abstände (Abstandserlass) 

RdErl. d. Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz - V-3 - 

8804.25.1 v. 6.6.2007 

Anlage 1 zum RdErl v. 6.6.2007 

Abstandsliste 2007(4. BImSchV: 15.07.2006) 
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